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Twitterpolitik oder Salzpolitik

von  Mathias Steinhauer Präsident EVP AR

Ich bin genial, ich habe den grösseren Atomknopf, No-Billag verändert 
die Schweizer Medienlandschaft komplett, etc.  etc.
Mit 280 Zeichen wird heute Politik gemacht: Kurz, prägnant, oft provo-
kativ, manchmal an der Grenze des Legalen und in den meisten Fällen einseitig. Es 
geht ja darum, die eigene Idee zu verkaufen. Hintergrundinformationen kann sich 
jeder selber holen (wenn er oder sie sich die Zeit nimmt, nach solchen Informatio-
nen zu suchen). Und meist ist jemand Follower derer, deren Meinung geteilt, fleissig 
gelikt und retweetet wird. Wenn's hoch kommt 'followe' ich noch meinem politi-
schen Kontrahenten dessen Beiträge ich dann dislike.

Doch eines wird klar: mit 280 Zei-
chen lässt sich keine Politik machen 
(bis jetzt haben sie bereits 634 Zei-
chen gelesen)!
Lösungen, wie sie die Welt, die 
Schweiz, unser Kanton oder unse-
re Gemeinden brauchen, lassen 
sich nicht mit 280 Zeichen beschrei-
ben und nicht durch ein paar Worte 
beim Retweeten weiterentwickeln. 

Lösungen entstehen durch vertiefte Auseinandersetzung mit einem Thema, abwä-
gen von Vor- und Nachteilen und suchen nach Kompromissen, welche schlussend-
lich von allen als tragfähig bezeichnet werden.

Die Evangelische Volkspartei Appenzell Ausserrhoden will sich in diesem Jahr dazu 
engagieren. Wir sind zur Überzeugung gelangt, dass im Zeitalter von Kurznachrich-
ten, Ankündigungspolitik und plakativen Lösungen, die politische Arbeit und Aus-
einandersetzung wieder neu gelernt werden muss.  Dabei geht es nicht um das 
Vermitteln von EVP Standpunkten, sondern um das Verständnis, dass jede/r Einzel-
ne einen Beitrag dazu leisten kann. Dazu braucht es weder ein Studium noch spe-
zielle Fähigkeiten, sondern vor allem den Willen, sich einzubringen. Denn Politik 
wird von ganz normalen Menschen gemacht. Bei der EVP von Menschen, die sich 
auf der Grundlage des Evangeliums für die Gemeinschaft einsetzen und damit zum 
Salz werden. 
Salz, welches nicht im Salzfass "Kirche'"bleibt (denn dort ist es ja bereits salzig), son-
dern seinen eigentlichen Zweck erfüllt und quasi als Salzstreuer die Welt wieder 
etwas geniessbarer macht. Diese gesalzene Politik soll mithelfen, dass Gemeinden 
und Kanton für alle Menschen lebensbejahend und lebenswert bleiben bzw. wer-
den. 

Dazu wünsche ich Dir den Mut, Deinen gesalzenen Beitrag zu leisten.

Liebe Leserin und lieber Leser

Trends
Aufmerksame werden es merken, ein paar 
Sachen haben sich am "akzente" geändert. 
Das nicht etwa, weil es ein publizistischer 
Trend erfordert, eher, weil es offenbar nicht 
so trendig ist, sich politisch zu engagieren. 
Die EVP AR verzichtet im Moment auf  die 
sogenannten Parolenfassungen/Informa-
tionsanlässe vor Abstimmungen. In den 
allermeisten Fällen kamen wir in der Ver-
gangenheit zu gleichen Resultaten wie die 
Mutterpartei. So wollen wir in Zukunft die 
Akzente etwas mehr auf die Argumentation 
der EVP-Schweiz  legen. Aus den Informatio-
nen aus dem Kantonsrat und lokalen Infor-
mationen können Sie sich ein Bild machen, 
was politisch für Weichen gestellt werden.

Es erstaunte viele Politiker, als damals diese 
"No-Billag" Initiative zustande kam. Viele Bür-
ger schien wohl die Aussicht auf die Abschaf-
fung einer unbequemen Art von Gebühr, sie 
zur Unterschrift zu verleiten. Dabei erhalten 
wir ja schon einen gebührenden Gegenwert 
für diesen Obolus. 
Wenn aber nur noch Eigeninteressen zur 
Beteiligung an der Politik bewegen, ist es 
Zeit,  aufzuwachen und sich vielleicht doch 
mehr zu Engagieren, als nur mit dem Stimm-
zettel!
Wir bleiben auf alle Fälle dran.
Ein wachsames Lesen wünschen wir.                                                 

aus der Redaktion, Egon Graf
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 Kanton     Appenzell AR           

•	 Leitartikel zur politischen Auseinandersetzung

•	 Kantonalpolitik zum Thema Steuererhöhung

•	 aus der Lokalpolitik, Glen Aeggler in den GR

•	 Streiflichter der Arbeit unserer Nationalräte

•	 Abstimmungsthemen, Meinungsbildung

wird hier nur gezwitschert oder auch diskutiert?
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Kantonale Politik      

Politik biblisch argumentiert
Wir  haben  Grund  zur  Freude!  
Nicht  nur,  weil  die  Freude  am  Herrn  
unsere  Stärke  ist,  sondern  auch,  weil  
diese  Freude  uns bevollmächtigt. 
Gott vertraut uns  Grosses  an.  Bei  der  
Schöpfung  sprach  Gott  in  Genesis  
28:  «Herrscht über alles in den Meeren, 
auf der Erde und was in der Luft ist.» 
Wie bitte? Wir fehlbaren Menschen  
sollen  über  all  das herrschen?  Doch  
Gott  lässt  uns  nie im Stich und gibt 
uns dazu die Werkzeuge. Die Politik ist 
ein solches Werkzeug. 
Vielleicht   ruft   Gott   gerade  dich  zur  
Mitarbeit  in  die  Politik,  damit   unser   
Herrschen   nicht   zum   Zerstören,   
sondern   zum   sorgsamen Bewahren 
der Schöpfung führt? Gott gibt uns, 
was wir brauchen  (Matth. 6.33), auch 
für die Politik.

Simon Frey, Pastor Aadorf (für die EVP TG)

Gedanken zur Steuererhöhung
EVP-Kantonsrat Balz Ruprecht

Warum erhöht der Kantonsrat „freiwillig“ die Steuern um 0.1 Einheiten?!!
Der Voranschlag 2018 präsentierte einmal mehr ein negatives operatives Ergebnis ( CHF -9‘975‘800.-). 
Nachdem wir in den letzten Jahren ein Entlastungsprogramm und ein Aufgabenüberprüfungsprogramm umgesetzt haben, 
übersteigen die Ausgaben des Kantons die Einnahmen ein weiteres Mal bei weitem. In den letzten Jahren hat der Kanton rund 
60 Millionen Franken mehr ausgegeben als eingenommen. Infolge dieser Ausgangslage hat der Regierungsrat ein Stabili-
sierungsprogramm 2019 beschlossen und im Finanzplan berücksichtigt. Dieses Programm soll ab 2019 das operative Ergebnis 
um rund 10 Millionen Franken verbessern. Folgende Massnahmen sind dabei vorgesehen: Mindestausstattung der Gemeinden 
reduzieren (CHF 1.5 Mio), gemeinwirtschaftliche Leistungen des SVAR reduzieren (CHF 2.0 Mio), Einsparungen bei der kantona-
len Verwaltung ( CHF 1.3 Mio.), Steuerfusserhöhung um 0.1 Einheiten bei natürlichen  Personen (CHF 4.4 Mio.) und Aufteilung 
der juristischen Personen (Firmen) je hälftig zwischen Gemeinden und Kanton (CHF 1.5 Mio.).
Gemäss unserer Verfassung muss der Kantonshaushalt längerfristig ausgegli-
chen sein. Da die letzten  fünf operativen Ergebnisse des Kantons negativ waren, 
wollte der Kantonsrat mit der vorgezogenen Steuererhöhung einem ausgegliche-
nen Haushalt etwas näher kommen. Mit der Erhöhung des Steuerfusses auf 3.3 Ein-
heiten sieht der Voranschlag 2018 ein Aufwandüberschuss beim operativen Ergebnis 
von noch CHF 5‘575‘800.- vor. Allein dies reicht also nicht für einen Richtungswechsel.
Auch ich habe diesem Antrag, welcher mit dem Stimmenverhältnis von 32:31 angenommen wurde, zugestimmt, weil wir als 
Steuerzahler direkt von den Leistungen des Kantons profitieren. Da das Geld heute schon fehlt und nicht erst im Jahr 2019, 
macht es m.E. keinen Sinn, mit der Steuererhöhung noch zuzuwarten, insbesondere dann nicht, wenn man die zukünftigen 
Investitionen noch berücksichtigt. 
Störend am Stabilisierungsprogramm aber ist, dass nicht sämtliche „Beteiligten“ zu einem verbesserten Ergebnis bei-
tragen. So werden die natürlichen Personen und die Gemeinden zur „Kasse“ gebeten, die juristischen Personen aber nicht, 
obwohl sie die Leistungen des Kantons  ebenfalls in Anspruch nehmen. Wir beleben und gestalten diesen Kanton schliesslich 
gemeinsam, und es soll jeder nach seinen Möglichkeiten etwas dazu beitragen.
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Aus dem Vorstand

ms Die EVP AR packt ihr 21. Jahr mit der einen oder anderen neuen Idee an (siehe 
auch Leitartikel). Daneben beschäftigt sich der Vorstand weiter mit der personellen 
Situation. Erfreulich ist, dass die Amtsträger motiviert und engagiert ihre Arbeit 
leisten. Weniger erfreulich ist, dass die Parteileitung nach wie vor über zu weni-
ge personelle Ressourcen verfügt.
Die EVP AR wird im neuen Jahr mit Veranstaltungen im kleineren Rahmen die 'poli-
tische Bildung' fördern. Im Bereich der Abstimmungen werden dafür die Parolen 
der nationalen Partei übernommen und in den jeweiligen Akzente-Ausgaben vor-
gestellt. Bei kantonalen oder kommunalen Vorlagen werden die Abstimmungs-
empfehlungen gemeinsam mit den Amtsträgern definiert. Selbstverständlich wird 
die EVP AR nach wie vor die Vorlagen differenziert beleuchten und Argumente von 
Befürwortern und Gegnern aufzeigen.
Ein weiterer Schwerpunkt wird 2018 die Vorbereitung der Wahlen vom nächsten Jahr 
sein. Ziel ist es, die Mandate weiter auszubauen und damit das politische Gewicht 
der EVP AR weiter zu stärken.

Der Vorstand wünscht allen ein gesegnetes neues Jahr.
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Regionale Politik
aus dem Einwohnerrat

Hauptsächlich beschäftigten sich die 
Räte mit dem Budget des Bundes-
haushalts. Grösster Streitpunkt war bis 
zum Schluss, ob die AHV zusätzliche 
442 Millionen aus der Bundeskasse 
erhalten soll. Diese Gelder waren frei 
geworden, weil im Herbst das Stimm-
volk die Altersreform 2020 abgelehnt 
hat. Ein Vorschlag der Mehrheit des 
Nationalrates sah vor, dieses Geld in die 
AHV einzulegen. Ein Kompromiss der 
Einigungskonferenz scheiterte, sodass 
das Geld nun vollständig in den Schul-
denabbau fliesst.

Immerhin konnten wir von der EVP 
mithelfen, den rigiden Sparkurs der 
bürgerlich-liberalen Kräfte bei der Ent-
wicklungszusammenarbeit zu ver-
hindern. Hier werden nicht, wie von 
ihnen beantragt, noch jährlich 100 Milli-
onen zusätzlich eingespart.

Einig waren sich die Räte darin, dass die 
Meldepflicht bei Gefährdung des 
Kindswohls ausgedehnt werden soll.

Viel Sympathien, jedoch keine Stimme, 
erhielt im Rat die Volksinitiative "Für 
Ernährungssouveränität". Einige der 

Anliegen der Initianten unterstützen wir 
klar, wie etwa die Stärkung der lokalen 
Produktion und des Kulturlandschutzes 
oder der gentechfreien Landwirtschaft.  
Sie geht aber in ihren Forderungen ins-
gesamt zu weit, ist teilweise zu restriktiv 
und zu protektionistisch.

Zu diskutieren gab einmal mehr das 
Anliegen nach mehr Transparenz 
betreffs der Interessenverflechtung 
der Parlamentarier. Dazu gehörte unter 
anderem auch die, von beiden Räten 
überwiesene Parlamentarische Initia-
tive von Marianne Streiff. Sie verlangte 
bei den Angaben zu den beruflichen 
Tätigkeiten der Parlaments-
mitglieder ohne eigene Fir-
ma, neu die Nennung der 
Arbeitgebenden .  Uner-
klärlicherweise bekamen sie 
keine Unterstützung vom 
CVP-Präsidenten Geri Pfister 
und der CVP-Fraktion, somit 
kam es zum negativen Ent-
scheid in der grossen Kam-
mer. EIn Zeichen der Furcht 
vor Transparenz!

EVP Einwohnerrat  David Ruprecht
Glen Aggeler kandidiert für den Herisauer Gemeinderat

Nach 12 Jahren im Gemeinderat tritt Ursula Rütsche-Fässler (CVP) auf Ende der Amtsperiode 2017/2018 
zurück. Als Kandidaten für die Nachfolge nominiert die CVP ihren Präsidenten, Glen Aggeler. Der 
40-jährige Glen Aggeler leitet eine Fachbehörde im Kanton St. Gallen, ist eidg. dipl. Rechtsfachmann, 
pat. Rechtsagent und absolvierte verschiedenste Ausbildungen im Straf- und Zivilrecht. Mit seiner 
Frau und den drei Kindern wohnt er seit knapp 20 Jahren in Herisau und ist nach 13-jähriger Tätig-
keit bei der Ausserrhoder Kantonspolizei in Gemeinde und Kanton gut vernetzt. Für Glen Aggeler 

gibt es verschiedene Motivationen für dieses Amt zu kandidieren. Erstens, sei er ein Machertyp und sieht in der angestrebten 
Funktion als Gemeinderat die Möglichkeit, mehr direkt zu bewegen als im Einwohnerrat. Zweitens ist für ihn die Aufgabe ein 
Beitrag an das Gemeinwesen und an ein lebenswertes Herisau im Speziellen. Und drittens ist es ihm ein Anliegen, den Sitz der 
CVP im Gemeinderat in Herisau halten zu können. Glen Aggeler ist sehr engagiert. Er hat das Fraktionspräsidium inne und ist 
auch im Büro des Gemeinderates als Einwohnerrats-Vizepräsident tätig. Zudem äussert er sich in den  Einwohnerratssitzungen 
regelmässig mit pointierten Wortmeldungen. Ich persönlich erlebe Glen’s Einsatz und auch seine Art, die Fraktion zu leiten, als 
sehr konstruktiv und zielführend. Zudem ist ihm, wie auch uns als EVP, die Familienpolitik und das Engagement für die Schwa-
chen in der Gesellschaft wichtig. Häufig kommen wir als EVP-Einwohnerräte bei den verschiedenen 
Geschäften zum selben Schluss wie Glen. Wichtiger als das ist für mich aber die Überzeugung, dass 
Glen mit seiner Art, seinen Gaben und seinem Wissen sehr gut für den Gemeinderat geeignet ist.
Aus diesen Gründen unterstützt die EVP seine Kandidatur. Dies unabhängig davon, ob und welche  
Kandidaten von anderen Parteien aufgestellt werden.

In der dritten Sessionswoche 
reichte Nik Gugger, der neue 
EVP NR, seine erste Motion ein, 
mit der er Kinder und Jugend-
liche vor Tabakwerbung in den 
klassischen und digitalen Medi-
en schützen will. Darin wird der 
Bundesrat beauftragt, die Gesetz-
gebung so anzupassen, dass es 
Werbung für Tabakprodukte und 
E-Zigaretten in Print- und Online-
produkten wie z.B. Zeitschriften, 
Social Media oder Apps, verbietet.

Blick nach Bern
Was wurde in der Wintersession bewegt

Nik Gugger und Marianne Streiff berichten aus dem 
Parlament
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Zu guter Letzt
Arbeitgeber: "Wir können Sie leider nicht anstellen, da wir keine Arbeit für Sie haben.

Stellenbewerber: "Oh das würde mir aber nichts ausmachen!"

 Meinungsbildung zur  Mitbestimmung

Aktuelle Termine 

Einwohnerratssitzungen
Mittwoch 14. März  17:00 Uhr

Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Kantonsratssitzungen 
19. Februar und  19.u.20. März  8:15 Uhr 

Regierungsgebäude Herisau

Kantonale Abstimmung und Wahl 
Obergericht

Die Kantonsverfassung unseres 
Kantons soll total revidiert wer-
den. Begründet wird dies von der 
Regierung einerseits mit dem Zeit-
raum von 20 Jahren, welcher eine 
Totalrevision nötig mache. Als wich-
tigste Punkte werden jedoch die 
Gemeindestrukturen und das Wahl-
system angegeben.
Die EVP lehnt die Totalrevision aus fol-
genden Gründen ab:
1.	 Eine Totalrevision verschlingt gro-
sse Ressourcen, welche unser Kanton 
im Moment nicht zur Verfügung hat.
2.	 Die beiden Hauptgründe Gemein-
destrukturen und Wahlsystem kön-
nen auch in zwei unabhängigen 
Vorlagen vors Volk gebracht werden. 
Werden diese beiden Anliegen mit 
der Totalrevision verknüpft, besteht 
die Gefahr, diese von einer 'unheili-
gen Allianz' zu Fall gebracht wird.
3.	 Für das Thema Gemeindestruk-
turen lancierte die IG  Starkes 
Ausserrhoden eine Initiative (Unter-
schriftensammlung läuft). Das Thema 
wird also noch ehe die Totalrevision 
vors Volk kommt, entschieden sein.

Die EVP AR empfiehlt ein NEIN.

Die beiden für das Obergericht vor-
geschlagenen Personen, Daniela Sie-
ber und Stephan Ramseyer, empfiehlt 
die EVP AR zur Wahl.

Abstimmung vom 3. März 2018 
Volksinitiative «Ja zur Abschaffung der Radio- und Fernsehgebühren 
(Abschaffung der Billag-Gebühren)» 
Die Initiative will die Empfangsgebühr für Radio und Fernsehen abschaffen. Diese 
trägt heute mit 75% entscheidend zur Finanzierung der SRG sowie von 34 Lokalra-
dios und Regional TV mit Servicepublic Auftrag bei. 
Die Bundesverfassung würde 
bei einem Ja wie folgt geän-
dert:
3 Der Bund versteigert regelmässig 

Konzessionen für Radio und Fernse-

hen. 

4 Er subventioniert keine Radio- und 

Fernsehstationen. Er kann Zahlungen 

zur Ausstrahlung von dringlichen amt-

lichen Mitteilungen tätigen. 

5 Der Bund oder durch ihn beauftrag-

te Dritte dürfen keine Empfangsge-

bühren erheben. 

6 Der Bund betreibt in Friedenszeiten keine eigenen Radio- und Fernsehstationen.

Warum auch die EVP-Schweiz klar gegen diese Initiative stimmt:
«Die No Billag-Initiative ist ein massiver Schlag gegen die heutige Radio- und Fern-
sehvielfalt und damit auch gegen die unabhängige Information, die für unsere 
direkte Demokratie unverzichtbar ist», macht Marianne Streiff deutlich.
Mit der vollständigen Kommerzialisierung der Medienlandschaft würden finanz-
kräftige Investoren mehr Macht im Schweizer Medienmarkt erhalten, um Eigenin-
teressen durchzusetzen. «Wir dürfen nicht zulassen, dass unsere Schweizer Medien 
zum Sprachrohr zahlungskräftiger Interessenvertreter werden und für politische 
Propaganda missbraucht werden können. Es geht bei dieser Abstimmung letzt-
lich auch darum, wem die Macht über Radio- und Fernsehen im Land dienen soll.

eg Es mag gute und populistische Gründe geben, die gegen die weitere staatliche 
Finanzierung der Medien sprechen: z.B. der Gebührenzwang, die Macht des Par-
laments über die Medien, unangemessene Kaderlöhne/Abfindungen und frag-
würdige Medienproduktionen mit "unserem" Geld (Gewalt,  Pornografie, einseitig 
empfundene Berichterstattungen, u.a.). Doch womit würde denn die Lücke in 
der Medienlandschaft geschlossen, ohne die Billagbeiträge? (z.B. Werbung, 
fragwürdige billige Unterhaltung, gekaufte Reportagen, etc.) 
Blick zum Nachbarland: Die Bertelsmann Stiftung gehört zu den einflussreichsten 
neoliberalen Denkfabriken in Deutschland. Sie propagiert die Privatisierung von 
staatlichen Bereichen und fördert den Wettbewerb auf allen Ebenen. Inzwischen 
hat sie Einfluss auf über 70 Publikationsformen, von RTL über "Gruner & Jahr" (500 
Zeitschriften in 20 Ländern), bis Random House mit über 40 Verlagen. 
Seit Berlusconi kennen wir solche Auswüchse bis in die oberste Politik eines Lan-
des.
Immerhin hat die Initiative bewirkt, dass das Kostenbewusstsein der SRG und Co. 
geschärft wurde. Zudem ist für das kommende Jahr eine Gebührensenkungen auf 
365 Fr.- angesagt, was einer Reduktion von 20% für die volle Gebühr entspricht.

Ein klares NEIN  zur "NO-Billag" ist vernünftig und wichtig!

Das unbestrittene Finanzhaushaltsgesetz wird zur Annahme empfohlen.

Viele Privat- und Regionalsender profitieren auch von den Gebühren


